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Vorwort 

Diese Inaugural-Dissertation zur Erlangung der Doktorwürde der Juristischen 
Fakultät der Eberhard-Karls-Universität  zu Tübingen berücksichtigt Rechtspre-
chung und Literatur bis 1989, in Teilen bis 1991. 

Als schwierig erwies sich die Tatsache, daß die Untersuchung angesichts 
zahlreicher Novellen zur Strafprozeßordnung  seit 1975 teilweise rechtshistori-
schen Charakter aufweist. 

Dank schulde ich dem ehemaligen Generalbundesanwalt Prof.  Dr. Kurt Reb-
mann für die mir erteilte Genehmigung zur Einsicht in das Hauptverhandlungspro-
tokoll, dem vormaligen Vorsitzenden Richter am Oberlandesgericht Stuttgart 
Nagel für die Erlaubnis zur Einsichtnahme in eine Abschrift  des Wortprotokolls, 
meinem Dokotorvater Prof.  Dr. Hans-Ludwig Günther für sein Höchstmaß an 
wissenschaftlicher Freiheit, das er mir während des Jahres der Ausarbeitung 
gewählte, meinem Vater Dr. Kurt Breucker, der mit mir manchen Disput aus 
tatrichterlicher Sicht ausfocht, meinem Referendarkollegen  Christian Heckel für 
die konstruktive Kritik, meiner Frau Martina für ihre Unterstützung und Geduld 
trotz eigener Examensvorbereitung und Svenjas Geburt, meinen Brüdern Matthias 
und Marius für Korrekturlesungen und kluges Biertrinken, Frau Ina Schützeichel 
und Sohn Peter für die Schreibarbeiten sowie Thomas Kögl für die Umsetzung 
auf Computerformat. 

Stuttgart, im Mai 1992 
Hannes Breucker 
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Einführung 

Hauptgrund der Themenwahl war die Existenz des ausnahmsweise geführten 
Wortprotokolls von der Hauptverhandlung der Strafsache gegen Andreas Baader, 
Gudrun Ensslin, Ulrike Meinhof und Jan-Carl Raspe wegen Mordes u. a. (Akten-
zeichen 2 StE (OLG Stuttgart) 1/74). 

Ohne das fast 14.000 Seiten umfassende Wortprotokoll — die verlesenen 
„RAF'-Schriften und das Plädoyer der Bundesanwaltschaft nicht mitgerechnet 
— des annähernd zwei Jahre dauernden „Baader-Meinhof-Prozesses"  (vom 21. 
Mai 1975 bis zum 28. April 1977) hätte die Arbeit nicht entstehen können. 

Die Fülle von Originalzitaten dient der Information des Lesers. In Klammern 
gesetzte Zahlen ohne Zusatz bezeichnen die Seiten des Wortprotokolls. 

Die Arbeit gliedert sich in zwei Hauptteile. 

Der erste befaßt sich dogmatisch mit den bekannten strafprozessualen  Komple-
xen der Strafverfahrens-  bzw. Verteidigungsfremdheit.  Die bislang fehlende sy-
stematische Rückführung einzelgesetzlicher Bestimmungen und richterlicher Ka-
suistik auf ein allgemeines Grundprinzip führt  konsequenterweise zu Gesetzesän-
derungsvorschlägen. 

Insofern ist der erste Hauptteil als ein Beitrag zur rechtsstaatlichen Effizienz 
in Großverfahren  (insbesondere in „Terroristenverfahren")  zu verstehen. 

Der zweite Hauptteil untersucht exemplarisch Anträge und Erklärungen von 
Angeklagten und Verteidigern im „Baader-Meinhof-Verfahren",  die sich für den 
brisanten Themenbereich der Verteidigungsfremdheit  eignen. 

Die Auswahl der Anträge erfolgte streng themabezogen und orientiert sich 
nicht an der Verfahrenschronologie.  Auswahlkriterien waren die besondere 
Symptomatik für dieses Verfahren  sowie die damalige Neuartigkeit der Verteidi-
gungstaktik. Da die Strafsache gegen Baader u. a. das erste große Strafverfahren 
gegen führende Angehörige der „Roten Armee Fraktion" war, sollte ihr für die 
Nachfolgeverfahren  eine Pilot- oder Richtlinienfunktion zukommen. Viele der 
behandelten Verfahrenshandlungen der Verteidigung kehren in den Folgeprozes-
sen gegen spätere ,,RAF'-Generationen bis heute in Variationen wieder. Das 
Thema hat an Aktualität nichts eingebüßt. 

2 Breucker 



Erster  Hauptteil 

Zur Strafverfahrensfremdheit 

A. Das Strafverfahrensrecht 

I. Verfassungsrechtlicher  Ausgangspunkt 

Nach Artt. 74 Nr. 1, 72 GG erstreckt sich die konkurrierende Gesetzgebung 
unter anderem auf „das Strafrecht"  und „das gerichtliche Verfahren". 

7. „Das Straf  recht" 

Das Strafgesetzbuch enthält die Grundregeln des materiellen Strafrechts.  Inner-
halb des verfassungsrechtlichen  Gesetzessystems hat das materielle Strafrecht 
die Aufgabe, die elementaren Voraussetzungen friedlichen mitmenschlichen Zu-
sammenlebens zu sichern1. 

Es normiert insbesondere die gesetzlichen Merkmale einer strafbaren  Handlung 
(Straftatbestandsmäßigkeit),  die Rechtswidrigkeit (Strafrechtswidrigkeit  und 
Strafunrechtsausschluß) 2, die Schuld (Strafschuld und Strafschuldausschluß) und 
die etwaigen Rechtsfolgen (Strafen und Maßregeln der Besserung und Sicherung). 

2. „Das gerichtliche  Verfahren" 

Das Strafverfahrensrecht  oder formelle Strafrecht  ist hauptsächlich in der 
Strafprozeßordnung  und im Gerichtsverfassungsgesetz  niedergelegt3. Es dient 
einem rechtlich geordneten Verfahren 4 zur Ermittlung strafbarer  Handlungen im 
Sinne des Strafgesetzbuches und anderer Strafgesetze5 sowie der etwaigen Durch-
setzung des staatlichen Strafanspruches 6 in justizförmiger  Weise. 

1 Roxin, Einleitung § 1 A S. 1. 
2 Günther prägte in seiner Habilitation „Strafrechtswidrigkeit  und Strafunrechtsaus-

schluß" diese Begriffe. 
3 Daneben im Grundgesetz, der Europäischen Menschenrechtskonvention, dem Ju-

gendgerichtsgesetz, der Bundesrechtsanwaltsordnung. 
4 Roxin, Einleitung § 1 A S. 1. 
5 Wie etwa Waffengesetz  und Betäubungsmittelgesetz. 
6 RGSt 50, 364, 366; 66, 324. 
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3. Das Verhältnis  von materiellem  zu formellem  Strafrecht 

Materielles und formelles Strafrecht  ergänzen einander unter dem Oberbegriff 
der Strafrechts- 7 oder Kriminalpolitik8. Das Strafverfahrensrecht  nimmt dabei 
eine vorwiegend dienende Funktion9 ein, indem es ein den Grundentscheidungen 
des materiellen Strafrechts  gerecht werdendes Prozeßmodell bereithält. Selbst 
theoretisch optimale Strafgesetze10 sind praktisch wertlos, wenn das Strafverfah-
rensrecht diese nicht effektiv  durchzusetzen vermag11. 

II. Aufgaben des Strafverfahrensrechts 

1. Positivdefinitionen 

Nach Eberhard Schmidt12 soll das Strafverfahrensrecht  den Gang des Verfah-
rens mit dem Doppelziel der Erreichung von Wahrheit und Gerechtigkeit regeln. 
Die Verwirklichung des aus dem Rechtsstaatsprinzip fließenden Gerechtigkeits-
gebots 13 ist dabei oberste Aufgabe14. Die Strafprozeßordnung  läßt sich prägnant 
als justizförmiger  Codex zur Verteidigung der Gemeinschaft gegen den Rechts-
brecher bezeichnen15. Ähnlich sieht Binding16 die Hauptaufgabe des Strafprozes-
ses in der Feststellung der durch den Angeschuldigten begangenen Missetat. 

Ziel des Strafverfahrens  ist Schmidhäuser17 zufolge der Rechtsfriede. Nach 
Rieß18 existieren vier Formalziele: Die Gewährleistung umfassender Sachver-
haltsaufklärung und Wahrheitsfindung, Verfahrensbeschleunigung  und zügige 
Verfahrensdurchführung,  Beschuldigten- und Beteiligtenschutz durch strafpro-

7 Rieß, Schäfer-Festschrift  S. 171. 
s Roxin, Einleitung § 1 D 11 S. 6. 
9 Eb. Schmidt, LK 1 (1952) S. 31 Nr. 16; Schmidhäuser, Eb. Schmidt — FS, 511; 

Peters, Strafrechtspflege,  S. 75,77; Α. A: I. Müller, StV 81,90: „ . . . hat das Strafprozeß-
recht geradezu strafrechtshemmende Funktion"; „ . . . Be- manchmal sogar Verhinderung 
des materiellen Strafrechts  die Aufgabe des Prozeßrechts . . ." ; „Das Prozeßrecht dient 
dagegen weit eher dazu, das materielle Strafrecht  zu durchkreuzen und die... Strafverfol-
gung . . . zu hemmen (mwN)". 

1 0 Jung, JuS 87, 249, 250 hält das materielle Strafrecht  zur sog. „Terrorbekämpfung" 
für nahezu optimal. 

11 Vgl. dazu den Streit um das sog. „Vermummungsverbot" anläßlich der Tötungen 
der beiden Polizeibeamten Klaus Eichhöfer und Thorsten Schwalm aus einer gewalttäti-
gen Menschenmenge an der Startbahn West am 2.11.1987. 

12 Eb. Schmidt, LK 1 (1952) Rn 8. 
13 Vgl. BVerfGE 33, 367, 383; BGHSt 26, 228, 230. 
14 Vgl. Günther, JR 78, 89, 93. 
ι
5 Kleinknecht / Meyer, Einleitung Rn 5. 

16 Binding S. 308. 
17 Schmidhäuser, Eb. Schmidt-Festschrift  S. 511 ff.,  insbes. S. 516 ff. 
ι» Rieß, Schäfer-Festschrift  S. 155, 173; vgl. auch Stock, Metzger-FS, S. 429 ff. 

2* 


